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Das Freibad ist nur noch Idylle,
wenn das Wetter schlecht ist
Über einen Schweizer Sehnsuchtsort, der verlorenzugehen droht

SEBASTIAN BRIELLMANN

Der vielleicht gemeinste Vorgang in
einem Freibad ist derMoment,wenn die
Sonne verschwindet, es dunkel wird,wie
aus demNichts.Die Endorphine verflie-
gen, und man wird zurückgeholt in die
Realität, von der man auch ein bisschen
geflüchtet ist. Was bleibt, ist eine süss-
klebrige Erinnerung an chlorhaltiges
Wasser und Sonnencrème.

Das Volksbad wurde im 20. Jahrhun-
dert auch dafür geschaffen, für diesen zu-
mindest kurzzeitigen Ausbruch aus der
Wirklichkeit; nicht als Luxusgut, son-
dern als Notwendigkeit. Ein bisschen
Freiheit – oder zumindest das Gefühl da-
von – für die Bevölkerung in dichtbesie-
delten Gebieten mit oft beengtenWohn-
verhältnissen und überschaubarem Zu-
gang zu fliessendem (und sauberem)
Wasser.Es wurde eine Erfolgsgeschichte.

Heute ist die Gegebenheit eine an-
dere, es wird kurz dunkel, wenn man
auf Hugo da Silva trifft. Da Silva ist
eine Wucht von einem Mann, Typ
Bodybuilder, sein Händedruck eine
Geste der Höflichkeit, natürlich, aber
sie impliziert auch eine Botschaft: An
mir gibt es, wenn es sein muss, keinVor-
beikommen. Da Silva ist nicht als Gast
ins Gartenbad Bachgraben im Kan-
ton Basel-Stadt gekommen, obschon
es ihm «grossen Spass» macht, wie er
gutgelaunt erzählt. Er arbeitet hier. Da
Silva ist Geschäftsführer einer Sicher-
heitsfirma – und an diesem Tag im Juni
selbst im Einsatz. Das Basler Erzie-
hungsdepartement hat ihn engagiert,
damit er den Besuchern das Gefühl von
Sicherheit vermittelt, das in den vergan-
genen Jahren verlorengegangen ist.

Die Badis rückten ins schweizeri-
sche Bewusstsein, nachdem die jurassi-

sche Gemeinde Pruntrut im vergange-
nen Jahr entschieden hatte: Ins Freibad
darf nur noch, wer den Schweizer Pass,
eine Niederlassungs- oder eine Arbeits-
bewilligung besitzt.

Übergriffiges Verhalten

Ausgeschlossen wurden damit vor allem
junge Männer mit nordafrikanischem
Hintergrund, angereist aus dem grenz-
nahen Frankreich. Diese hatten mit
übergriffigem Verhalten ein angeneh-
mes Verweilen in der Badi verunmög-
licht. Sie drangen illegal ein, pöbelten
Sicherheitsbeamte an, wurden gar ge-
walttätig, belästigten junge Frauen.

Schnell wurde klar: Aus der Badi ist
ein Brennpunkt geworden. Und Prun-
trut ist überall. Die Schweiz musste
realisieren: Bei uns gibt es nun auch,
was es in Nachbarländern schon lange

gibt: Schlägereien und Belästigungen,
Männer mit Migrationshintergrund
sind überrepräsentiert. Doch ein gros-
ses Thema durfte das nicht sein. Ob im
deutschen Hessen oder im schweizeri-
schen Basel: Die Behörden beschwich-
tigten, verloren sich in Ausflüchten. Es
sei halt heiss gewesen, da könne das
schon einmal passieren. Die Realität
lässt sich jedoch schlecht leugnen. Idylle
in Freibädern gibt’s nur noch, wenn das
Wetter medioker ist.

Wie an diesem Samstag in Bach-
graben. Es ist nicht viel los. Hugo da
Silva führt entspannt durch die Anlage.
Er erzählt, mit welchen Herausforde-
rungen er konfrontiert ist, wenn es un-
gemütlich wird. Junge Männer, «multi-
kulti», hielten sich für besonders stark,
«vor allem verbal teilen sie aus». Sie be-
drohten auch ihn, sagten ihm, dass sie
«draussen auf ihn warten, dann passiert
was». Da Silva lächelt. Er ist sich in sei-
nem Job ganz anderes Klientel gewohnt.
Doch für die Allgemeinheit ist bereits
dieses Verhalten inakzeptabel: Gäste
wollen nicht gestört – und schon gar
nicht bedroht oder belästigt – werden.

«Jetzt sind wir ja hier»

Es habe sich etwas verändert in der Ge-
sellschaft, sagt da Silva, in der Erziehung
auch. «Was soll man machen?», fragt er
schulterzuckend. «Jetzt sind wir ja hier.
Dann geht’s.» Zumindest einigermas-
sen. Es wird im Beizli noch immer ge-
stohlen, die Stimmung ist oft aggressiv
aufgeladen. Gerade junge Frauen gehen
dann nicht mehr gerne in die Badi. Und
weiterhin sind es meistens junge Fran-
zosen mit nordafrikanischem Hinter-
grund, die sich danebenbenehmen, wie
regelmässige Besucher sagen. Doch die
Kantonspolizeien aus Basel-Stadt und
Baselland wollen die Delinquenten nicht
(mehr) genauer benennen, das Erzie-
hungsdepartement auch nicht.Weil nicht
sein kann, was nicht sein darf?

Wie es wirklich ist, erzählt Hugo da
Silva auf seinemRundgang.BeimHaupt-
eingang werden die Kassiererinnen ange-
gangen, wenn die Schlange lang ist. Oft
versuchen die Männer auch, sich über
einen Zaun oder eine Hecke ins Bad zu
schleichen. «Es wurde auch schon pro-
biert,mittels Metallschneider eine Dreh-
tür durchzuschneiden.» Einmal drin, be-
ginnen die Probleme. Das Sicherheits-
personal muss die Bademeister beschüt-

zen, Verwarnungen und Hausverbote
aussprechen. Wenn die Situation aus-
artet, ruft es die Polizei.An gutbesuchten
Tagen sind bis zu zehn Securitys im Ein-
satz. Hugo da Silva sagt, dass das zu Be-
ginn bei den Besuchern für Irritationen
gesorgt habe. Dunkel gekleidete starke
Männer (und Frauen), die patrouillieren,
passen nicht ins heile Bild, das viele aus
der Badi kennen. Doch «mittlerweile»
seien die Gäste dankbar. «Sie fühlen sich
jetzt wieder sicher.»

Nicht nur von der Front kommen
klare Aussagen. Auch der finanzielle
Aufwand sagt viel über den heutigen Zu-

stand in der Badi aus.Der Kanton Basel-
Stadt schätzt die Sicherheitskosten für
seine drei Bäder, in denen er patrouil-
lieren lässt, auf fast eine Viertelmillion
Franken. Pro Saison.DerAufwand zeigt
eine gewisse Wirkung. Das verantwort-
liche Basler Erziehungsdepartement
spricht im Sozialarbeit-Slang von einer
«Stabilisierung der Situation», auf der
man aufbaue.

Dazu kommt schnell von aussen der
Rassismusvorwurf.Als Pruntrut im ver-
gangenen Jahr seinen Entscheid fällte,
teilte die Eidgenössische Kommission
gegen Rassismus sofort mit, dass sie das
Verbot im Jura für «problematisch und
irritierend» halte. Das Schweizer Fern-
sehen beschrieb Messer, die mit in die
Badi genommen werden, als «über-
raschende Gegenstände».

In Pruntrut zahlen «Nichtansässige»
neuerdings das Doppelte, stolze 15 Fran-
ken. Kaufen können sie ihr Ticket nur
online – und herein kommt nur, wer
sich an der Kasse ausweist. Ein Saison-
abonnement dürfen sie nicht kaufen. In
Basel wird versucht, den Delinquenten
mit rigiderem Handeln zu begegnen.
Nach 28 Hausverboten in der vergange-
nen Saison sind es jetzt – trotz mässigem
Wetter – bereits wieder 18.Weil «konse-
quenter» durchgegriffen werde.

Das Gartenbad Bachgraben in Basel-Stadt – ein Ort, um dem irdischen Tempo kurz zu entfliehen. Doch Sicherheitsvorfälle
trüben das Badeerlebnis. STEFAN BOHRER / KEYSTONE

Kein «Plan B»
zum EU-Paket in Sicht
Drei neue Umfragen lassen vermuten, dass die neuen bilateralen Abkommen intakte bis gute Chancen haben

FABIAN SCHÄFER, BERN

Man sollte die Aussagekraft politischer
Umfragen nie überschätzen. Schon viele
Parteistrategen haben bittere Erfahrun-
gen gemacht, weil sie sich vor Abstim-
mungen oder Wahlen auf Umfrage-
werte verlassen hatten. Man sollte Um-
fragen aber auch nicht unterschätzen.
Vor einem Jahr hat eine Befragung des
Instituts Sotomo ergeben, dass 48 Pro-
zent für die 10-Millionen-Initiative stim-
men wollen.Als am Sonntag tatsächlich
abgestimmt wurde, waren es 45,2 Pro-
zent. Umfragen können also auch rela-
tiv nahe an der Realität sein.

Nun sind unmittelbar nach der
10-Millionen-Abstimmung gleich drei
neue Umfragen veröffentlicht worden,
die sich alle mit dem nächsten grossen
Konflikt in diesemDossier befassen:Hat
das Paket zu den bilateralenAbkommen,
das der Bundesrat mit der EU ausgehan-
delt hat, an der Urne eine Chance?

Die Gegner um die SVP sprechen
von einem «Unterwerfungsvertrag», die

Befürworter von den «Bilateralen III».
Der Bundesrat will mit derVorlage fünf
bestehende Abkommen wie die Per-
sonenfreizügigkeit revidieren und drei
neue abschliessen (Strom, Lebensmit-
tel, Gesundheit).

Zustimmung bis zu 62 Prozent

Wenn heute abgestimmt würde, hätte
das Paket relativ gute oder zumindest
intakte Chancen: Zu diesem Schluss
kommen die drei Umfragen überein-
stimmend, wobei sich die Werte aber
unterscheiden. In einer Befragung von
GfS Bern im Auftrag von Interpharma
sagten 62 Prozent, dass sie bestimmt
oder eher für das Paket stimmen wol-
len. 31 Prozent sind dagegen, 7 Prozent
noch unentschlossen.

Etwas geringer ist die Zustimmung in
einer Umfrage, die Sotomo für denWirt-
schaftsdachverband Economiesuisse
durchgeführt hat: Hier haben 59 Pro-
zent die Frage, ob sie die Vorlage unter-
stützen würden, mit «Ja» oder «eher Ja»

beantwortet. 33 Prozent sind dagegen,
8 Prozent wissen es noch nicht.

Deutlich kleiner ist die Unterstüt-
zung bei einer Umfrage, die das Institut
Leewas mit Tamedia und «20 Minuten»
durchgeführt hat: Hier haben gemäss
den Autoren 46 Prozent erklärt, dass
sie Ja stimmen wollen. Das reicht zwar
nicht für eine Mehrheit, trotzdem sind
die Befürworter auch nach dieser Um-
frage im Vorteil, weil lediglich 40 Pro-
zent angaben, Nein zu stimmen. 14 Pro-
zent sind unentschlossen.

Die Interpharma-Befragung ist inso-
fern erhellend, als sie seit 2015 erhoben
wird und somit aufzeigen kann, ob und
wie sich Einstellungen verändern. Die
Teilnehmer werden unter anderem mit
sechs Varianten konfrontiert, wie die
Schweiz ihre Beziehungen zur EU ge-
stalten könnte.

Dabei zeigt sich, dass mittlerweile der
Plan des Bundesrats am meisten Unter-
stützung findet. Diese Variante wird in
der Umfrage so umschrieben: «Weiter-
entwicklung der Bilateralen trotz Über-

nahme von EU-Recht». Dafür haben
sich 53 Prozent der Befragten ausge-
sprochen. Das sind deutlich weniger als
die 62 Prozent, die sich generell für das
neue Paket ausgesprochen haben. Das
mag daran liegen, dass bei der Frage mit
den Varianten einer der zentralen Kri-
tikpunkte explizit angesprochen wird:
die dynamische Rechtsübernahme.

Viele sind für den Status quo

Auffälliger ist ein anderer Punkt: Die
Weiterentwicklung der Bilateralen in-
klusive Rechtsübernahme ist die einzige
der abgefragtenVarianten, die von einer
Mehrheit unterstützt wird. Alle ande-
ren Optionen für das künftige Verhält-
nis zumwichtigsten Partner der Schweiz
sind nur für Minderheiten verlockend.
Auf dem zweiten Platz folgt erstaun-
licherweise der Beitritt zum EWR, der
mit einem grösseren Integrationsschritt
verbunden wäre als das bundesrätliche
Paket. 47 Prozent könnten sich laut der
Umfrage einen EWR-Beitritt vorstel-

len. Dieser Wert hat in den letzten Jah-
ren deutlich abgenommen, zeitweise lag
er bei 60 Prozent.

Ebenfalls an Attraktivität verloren
hat eine andere Variante, die vorüber-
gehend von der SVP propagiert worden
ist: die Kündigung der Bilateralen und
der Abschluss eines neuen Freihandels-
abkommens inklusive Landwirtschaft.
Diese Option wurde lange von 50 bis
60 Prozent der Befragten unterstützt.
Mittlerweile scheint Ernüchterung ein-
gekehrt zu sein: Nur noch 43 Prozent
sind für diese Variante.

Inzwischen sprechen sich die meisten
Gegner der neuen Verträge dafür aus,
beim Status quo zu bleiben und mit den
bestehendenVerträgen weiterzumachen.
Aber auch dieserVorschlag kommt weni-
ger gut an (40 Prozent). Erst recht chan-
cenlos sind die Varianten Alleingang
(17 Prozent) und EU-Beitritt (20).

So spannend die Umfragen auch
sind, abgerechnet wird an der Urne.Die
Volksabstimmung über das Paket dürfte
frühestens 2028 stattfinden.

Es wird im Beizli
noch immer gestohlen,
die Stimmung ist oft
aggressiv aufgeladen.
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Der E-ID droht der nächste Rückschlag
Der Start könnte sich wegen Datenschutzproblemen bis 2027 verzögern

ANDRI ROSTETTER

Es hat etwas Gesetzmässiges, dass grosse
IT-Projekte entweder scheitern oder
sich zumindest massiv verzögern. Beim
digitalen Identitätsnachweis (E-ID) des
Bundes ist das nicht anders. Entgegen
den ursprünglichen Plänen dürften die
Arbeiten für die E-ID dieses Jahr noch
nicht fertig werden. Und auch dann wer-
den nicht alle Anwendungen bereit sein.

Die Leidensgeschichte der E-ID dau-
ert bereits mehrere Jahre. Im März 2021
lehnte das Stimmvolk eine erste Va-
riante deutlich ab. Einer der wichtigsten
Gründe für das Nein war, dass der Bund
die Herausgabe der E-ID an private Fir-
men delegieren wollte. Das hat das Ver-
trauen in das Projekt massiv beschädigt.

Nach der Niederlage machte sich der
Bund daran, das Projekt neu aufzuglei-
sen. Diesmal als rein staatliche Lösung,
ohne private Anbieter. Die überarbei-
tete Version kam im September 2025
an die Urne. Diesmal stimmte das Volk
zu, aber mit 50,39 Prozent nur äusserst
knapp. Schon am Abstimmungssonntag
versprach Justizminister Beat Jans, dass
man die Bedenken der Kritiker ernst
nehmen werde. Jans kündigte zudem an,
dass die E-ID «vor Ende 2026» zur Ver-
fügung stehen werde.

Wenige Wochen nach der Abstim-
mung folgte der erste Rückschlag. Das
Parlament kürzte dem Bundesamt für
Justiz das Budget um 1,7 Millionen
Franken. Das Geld war unter anderem
für die Umsetzung der E-ID reserviert
gewesen. Der Etat für das gesamte Pro-
jekt beläuft sich zwar auf 128 Millionen
Franken, doch die Gegner der Kürzung
warnten bereits vor Verzögerungen.

«Reputationsrisiko für Bund»

Doch es geht nicht nur um Geld. Bereits
im August 2025 hatte die Eidgenössische
Finanzkontrolle (EFK) das komplette
Projekt einer Prüfung unterzogen. Als
der Bericht im vergangenen Februar er-
schien, war die Abstimmung bereits vor-
bei. Der Inhalt war brisant: Die EFK
warnte davor, dass der Bund eine E-ID
unter das Volk bringen könnte, die nicht
ausgereift sei.

Man sei «besorgt» angesichts vieler
Punkte, die noch offen seien. Damit be-
steht laut der EFK das Risiko, dass die
notwendige Testphase vor der Einfüh-
rung verkürzt oder sogar ganz gestri-
chen wird. Das müsse unbedingt vermie-
den werden. Die E-ID stelle «national
und international ein Reputationsrisiko
für den Bund dar». Sicherheit und Sta-
bilität seien deshalb höher zu gewichten
als die Einhaltung des Starttermins.

Wenige Tage nach der Veröffent-
lichung des Berichts verschob der Bund
den Start der E-ID erneut. Das Bundes-
amt für Justiz, das für die E-ID zustän-
dig ist, verkehrte die Verzögerung in
der Medienmitteilung jedoch ins Posi-
tive. Dort hiess es: «Trotz der vom Par-
lament entschiedenen Budgetkürzun-

gen für das Jahr 2026 von 1,7 Millionen
Franken wird die E-ID voraussichtlich
am 1. Dezember 2026 ihren Betrieb auf-
nehmen können.»

Jetzt zeichnet sich ab, dass der Bund
auch diesen Termin nicht einhalten kann.
«Es ist möglich, dass sich die Einführung
der E-ID nach hinten verschiebt», sagte
der Kommunikationsverantwortliche
Rolf Rauschenbach an einer Informa-
tionsveranstaltung des Bundes Anfang
Juni, die mittlerweile auf Youtube abruf-
bar ist. Zuerst darüber berichtet hat der
IT-Journalist Reto Vogt auf seinem Blog.

Test verschoben

Unklar ist, wann die digitale Identitäts-
karte erstmals unter realen Bedingun-

gen geprüft werden kann. Der Bund
wollte ursprünglich Anfang Juli eine
Testphase mit sämtlichen 40 000 Mit-
arbeitern der Bundesverwaltung star-
ten. Dieser Test wurde nun auf unbe-
stimmte Zeit verschoben.

Laut Rauschenbach sind die zusätz-
lichen Arbeiten zum Datenschutz der
Grund für die Verzögerungen. Unter
anderem geht es um die Einsehbar-
keit der AHV-Nummer. In der ur-
sprünglichen Version der E-ID wäre
die AHV-Nummer von Online-Händ-
lern abrufbar gewesen, auch wenn
diese die Nummer gar nicht brauchen.
Diese «Lücke» werde nun geschlossen.

Diese Änderung weckt die Befürch-
tung, dass hier ein zentrales Prinzip
geritzt wurde: Die Datensparsamkeit

war nach der verlorenen Abstimmung
eines der wichtigsten Argumente, um
das Vertrauen zu verbessern: Jeder soll
nur das sehen, was er wirklich braucht.
Kauft zum Beispiel jemand Alkohol
mit der E-ID, sollte dem Verkäufer nur
gerade angezeigt werden, ob der Käu-
fer über 16 bzw. 18 Jahre alt ist. Alle
anderen Daten bleiben unsichtbar.

Bei der AHV-Nummer wurde die-
ses Prinzip offensichtlich nicht einge-
halten. Rauschenbach will aber nicht
von einem Fehler sprechen: «Wir bewe-
gen uns im Spannungsfeld von Selbst-
verantwortung und staatlichem Schutz.
Es ist ein politischer Entscheid, was
höher gewichtet wird.»

Auch wenn die E-ID im Verlauf des
Jahres 2027 der Bevölkerung zur Ver-
fügung steht, bleibt sie nur im Inland
einsetzbar – und auch hier nur für be-
stimmte Dienstleistungen. Vorgesehen
ist etwa, dass man mit der E-ID ein
Bankkonto eröffnen, sein Alter nach-
weisen, einen Mobiltelefon-Vertrag
abschliessen, einen Strafregisteraus-
zug bestellen oder ein Unternehmen
gründen kann. Noch offen ist dagegen,
wann die E-ID für das E-Collecting
eingesetzt werden kann, also zum digi-
talen Unterschreiben von Volksinitia-
tiven und Referenden. Auch die Be-
stellung eines Betreibungsregisteraus-
zugs wird vorderhand noch nicht mög-
lich sein.

Noch in weiter Ferne liegt die Mög-
lichkeit, mit der E-ID ins Ausland zu
reisen. Dafür müsste sie vom jeweiligen
Land anerkannt sein. Bis jetzt hat die
Schweiz jedoch noch kein einziges der-
artiges Abkommen geschlossen. Laut
Rauschenbach führt der Bund mit der
EU erste informelle Gespräche auf
Arbeitsebene. Bis zu einem Abschluss
dürfte es allerdings noch Jahre dauern,
zumal die offiziellen Verhandlungen
erst dann beginnen, wenn das Gesetz
in Kraft tritt. Offen ist auch, ob die EU
sich mit den Schweizer Standards zu-
friedengibt. Laut dem Bericht der EFK
fordert Brüssel für die internationale
Anerkennung von digitalen Identitä-
ten das Sicherheitsniveau «hoch». Die
Schweizer E-ID erreiche aber «nur»
das Niveau «substanziell».

Der Bund hat dieWallet-App «Swiyu» entworfen. Darin sollen die Nutzer ihre digitale ID künftig aufbewahren. ANTHONY ANEX / KEYSTONE

Ständerat nimmt Armeebotschaft des Bundesrats an
Ablehnungsanträge bleiben chancenlos

SELINA BERNER, BERN

Es sei «schon beunruhigend», wie wenig
die Schweiz heute gegen Angriffe aus
der Distanz ausrichten könne: Mit diesen
Worten hat der Präsident der Sicherheits-
politischen Kommission des Ständerates,
der Grüne Mathias Zopfi, am Dienstag
die Debatte zur Armeebotschaft 2026
eröffnet. Die Botschaft konzentriert sich
auf die wahrscheinlichsten Gefahren für
die Schweiz: Cyber- und Luftangriffe. Die
Armee will deshalb neue Systeme be-
schaffen, um Drohnen oder Raketen ab-
wehren zu können. Hier lägen die militä-
rischen Fähigkeiten heute «praktisch bei
null», so Zopfi. Sie müssten angesichts
von Konflikten wie im Nahen Osten auf-
gebaut werden. Denn wenn ein Staat
«quasi wild um sich schiesst», könnten
auch unbeteiligte Nachbarländer getrof-
fen werden – wie sich kürzlich etwa im
Iran-Krieg gezeigt habe.

Die Ausrichtung der Armeebotschaft
ist im Ständerat unbestritten gewe-
sen, auch die Linke fand dazu lobende
Worte. Allerdings hat die Sozialdemo-
kratin Franziska Roth den Zusatz-
kredit von 394 Millionen Franken für
den F-35 bekämpft. Wegen der Teue-
rung in den USA ist das Geld nötig, da-
mit die Schweiz überhaupt rund dreis-
sig (von den ursprünglich geplanten
36) Kampfflugzeuge kaufen kann. Roth
argumentiert, das Parlament dürfe kein
Geld mehr in ein «missglücktes Projekt
stecken». Moderne Konflikte zeigten,
dass die Schweiz einen agilen Jet brau-

che. Der F-35 sei dagegen «langsam und
schwerfällig» und zu teuer für den täg-
lichen Luftpolizeidienst. «Ich sage es
immer wieder, ich hoffe, Sie halten das
aus», so Roth mit Blick in Richtung der
bürgerlichen Ratsseite.

Die Replik folgte prompt. Andrea
Gmür-Schönenberger (Mitte) betonte,
Roths Dauerkritik am F-35-Kauf sei
mittlerweile «schon schwer auszuhal-
ten». Da diverse europäische Staaten
diesen Jet beschafften, sei er auch mit
Blick auf die militärische Zusammen-
arbeit die richtige Wahl. Werner Salz-
mann (SVP) warf Roth vor, sie lese
«Lobbyistentexte» vor. Der F-35 habe in
der Evaluation beim Preis sowie bei der
zivilen und militärischen Anwendung
«mit Abstand am besten abgeschnitten».
Wenn man ständig über den Jet herziehe,
glaubten die Leute am Ende, es sei das
falsche Flugzeug – was nicht stimme. Das
Projekt sei zudem auf Kurs – abgesehen
von der Fixpreis-Problematik.

Schaffhauser für Armeepistole

Doch Roth bekämpfte nicht nur den Zu-
satzkredit für den F-35. Sie kritisierte
auch die Wahl der neuen Armeepistole.
Das Bundesamt für Rüstung (Arma-
suisse) hat sich für das Modell P320
des US-Herstellers SIG Sauer entschie-
den. Die Waffe soll künftig fast vollstän-
dig in der Schweiz produziert werden.
Doch sie fiel im Truppentest durch, was
vor und nach der Vergabe für grosse
Diskussionen sorgte. Der Testbericht

der Armee sei vernichtend, so Roth am
Dienstag im Ständerat. Die Pistole er-
halte schlechteste Noten bei Bedie-
nung, Schiessen und Ausbildung. Es
handle sich somit um eine «Problem-
pistole». Auch das Argument «made in
Switzerland» liess Roth nicht gelten: Der
Hauptsitz der Firma liege in den USA,
die Holding in Deutschland. Am Stand-
ort Schaffhausen arbeiteten nur noch
47 Personen, hauptsächlich im Repara-
turgeschäft. Die Beschaffung sei deshalb
ein «protektionistisches Foul», sagte die
Sozialdemokratin.

Insbesondere die Schaffhauser
Ständeräte liessen diese Kritik nicht
gelten. Severin Brüngger (FDP) äus-
serte sich als Insider: Er habe die Lehre
als Maschinenmechaniker bei der SIG –
der Schweizerischen Industrie-Gesell-
schaft – absolviert und damals selbst
an Armeewaffen geschraubt. Brüngger
sprach von einer monatelangen «Des-
informationskampagne» zur Wahl der
neuen Pistole. Dabei habe sich die P320
weltweit bewährt. Zwar gab es in den
USA Berichte über ungewollte Schuss-
abgaben, diese seien aber untersucht
worden, und die Waffe sei weiterhin im
Einsatz. Brüngger dazu: «Ich gehe nicht
davon aus, dass die USA eine unsichere
Waffe weiter bei ihren Truppen und
Sicherheitsleuten halten würden.» Dass
die Pistole im Schweizer Truppentest
durchfiel, relativierte er: SIG Sauer ma-
che nun die nötigen Anpassungen. Es sei
deshalb unverständlich, dass ein Schwei-
zer Produkt schlechtgeredet werde.

Der zweite Schaffhauser Ständerat,
Hannes Germann (SVP), betonte, wie
zentral die inländische Produktion sei.
Man habe in der Corona-Pandemie ge-
sehen, was passiere, wenn kein Schutz-
material mehr geliefert werde. Wer
glaube, die Schweiz erhalte bei einer zu-
gespitzten Sicherheitslage noch Ware
aus dem Ausland, dem wünsche er «viel
Glück». Zudem wunderte sich Germann
über die vielen selbst ernannten Waffen-
experten im Land.Armasuisse sei zustän-
dig für Rüstungsbeschaffungen, und das
Bundesamt berücksichtige beim Einkauf
zu Recht auch strategische Kriterien wie
die Inlandproduktion. Zum Schluss er-
innerte er an die traditionelle Qualität
des Herstellers: «Das legendäre Sturm-
gewehr 57 wurde wegen seiner Robust-
heit auch ‹Wagenheber› genannt.»

Knapp Ja zu EU-Partnerschaft

Roth fand für keinen ihrer Anträge eine
Mehrheit. Der Ständerat hat die Armee-
botschaft wie vom Bundesrat vorge-
schlagen klar angenommen; nun geht
sie in den Nationalrat.

Mit 21 zu 20 Stimmen stimmte die
kleine Kammer zudem äusserst knapp
einem EU-Verhandlungsmandat über
Sicherheit und Verteidigung zu. Der Bun-
desrat kann nun ein individuelles Partner-
schaftsabkommen mit Brüssel anstreben.
Gerade im Bereich der Rüstungsindustrie
sei eine solche Zusammenarbeit derzeit
«ganz wichtig», sagte Verteidigungsminis-
ter Martin Pfister im Ständerat.

Vier Staaten als sichere
Herkunftsländer bezeichnet
atz. ∙ Ägypten, Algerien, Marokko und
Tunesien sollen künftig als sichere Her-
kunftsländer gelten. Eine entsprechende
Motion der SVP hat der Nationalrat am
Dienstagmorgen angenommen.Der SVP-
Asylchef Pascal Schmid begründete dies
damit, dass etwa die EU diese Länder
bereits als sicher einstufe. «Nur der Bun-
desrat will nichts tun.» Der Justizminister
Beat Jans argumentierte erfolglos,dass ein
«Safe Country in der EU» nicht automa-
tisch ein «Safe Country in der Schweiz»
sei. Der Vorstoss umfasste ursprünglich
auch die Türkei. Dieses Land strich die
grosse Kammer jedoch aus der Motion.

IN KÜRZE

VBS untersucht
die Ruag-Lösegeldzahlung
sla. ∙ Der Cyberangriff auf die US-Toch-
tergesellschaft des bundeseigenen Rüs-
tungskonzerns Ruag und das gezahlte
Lösegeld werden vom Eidgenössischen
Departement für Verteidigung, Bevölke-
rungsschutz und Sport (VBS) untersucht.
Das hat der Bundesrat Anfang Woche
mitgeteilt. Die Hackergruppe Akira
hatte im vergangenen Herbst die IT-Sys-
teme der Tochtergesellschaft Ruag LLC
in den USA angegriffen. Dabei wurden
Daten gestohlen,worauf die Hacker droh-
ten,diese im DarkWeb zu veröffentlichen.
In einer Antwort an sieben Nationalräte
schreibt die Regierung nun, dass die Um-
stände des Vorfalls vom VBS mit Unter-
stützung der Ruag untersucht würden.


